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Beschluss 
des Bundesrates 

Gesetz zur Neuordnung des Rechts zum Schutz vor der schäd-
lichen Wirkung ionisierender Strahlung 

Der Bundesrat hat in seiner 957. Sitzung am 12. Mai 2017 beschlossen, dem vom 

Deutschen Bundestag am 27. April 2017 verabschiedeten Gesetz gemäß Artikel 87c 

des Grundgesetzes zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage ersichtliche Entschließung gefasst. 
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Anlage

E n t s c h l i e ß u n g 

zum 

Gesetz zur Neuordnung des Rechts zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ioni-

sierender Strahlung 

1. Der Bundesrat begrüßt das am 27. April 2017 vom Deutschen Bundestag be-

schlossene Gesetz zur Neuordnung des Rechts zum Schutz vor der schädlichen 

Wirkung ionisierender Strahlung, mit dem Unionsrecht umgesetzt und das deut-

sche Strahlenschutzsystem neu geordnet wird.  

2. Er stellt fest, dass es im Rahmen der Beratungen des Deutschen Bundestages zu 

einer Nachbesserung der Verzahnung der Zuständigkeiten der Fachbehörden ge-

kommen ist und dass bestehende Regelungslücken im Bereich der abfallrechtli-

chen Aufgaben im Wege einer Evaluation geschlossen werden sollen.  

3. In diesem Zusammenhang verweist der Bundesrat auf die Begründung des feder-

führenden Bundestagsausschusses zur Einfügung des Artikels 31a - neu - (BT-

Drucksache 18/12151, zu Nummer 8). Dort heißt es: "Bei der Evaluierung und 

den Vorschlägen der Bundesregierung zur künftigen Fortentwicklung des Not-

fallmanagementsystems von Bund und Ländern sind insbesondere auch die Vor-

schläge, Anliegen und Bedenken aus den Ziffern 24 bis 32, 54 und 62 (der Stel-

lungnahme) des Bundesrates, die die Entsorgung kontaminierter Abfälle betref-

fen, in geeigneter Weise zu berücksichtigen." 

4. Er bedauert jedoch, dass der Deutsche Bundestag nicht bereits jetzt dem Be-

schluss des Bundesrates vom 10. März 2017 (BR-Drucksache 86/17  

- Beschluss -) gefolgt ist und somit den Abfallrechtsbehörden noch nicht die er-

forderlichen Sondereingriffsrechte zur Verfügung stellt. Da die vorliegenden Re-

gelungen aus abfallrechtlicher Perspektive nicht befriedigend vollzugsfähig sind, 

bittet er die Bundesregierung um eine zeitnahe Evaluierung der notwendigen Er-

gänzungsregelungen. Die in Artikel 31a enthaltene Fünfjahresfrist zur Vorlage 

des Evaluierungsberichts sollte möglichst weit unterschritten werden. 
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5. Die nach dem Strahlenschutzgesetz vorgesehene Benennung von öffentlich-

rechtlichen Entsorgern nützt nichts, da diese regelmäßig nicht über eigene Mög-

lichkeiten oder Anlagen verfügen, um Abfälle oberhalb des noch festzulegenden 

Kontaminationsgrenzwertes schadlos zu machen. Im radiologischen Notfall ist 

aus abfallrechtlicher Sicht vielmehr eine Anordnungs- und Vollstreckungsbefug-

nis der nach Landesrecht zuständigen Behörden, auch gegenüber Privaten, erfor-

derlich. Diese Rechte müssen notwendigerweise im Gesetz verankert werden, da 

sie in Rechte Dritter eingreifen (grundgesetzlicher Vorbehalt des Gesetzes). 

6. Darüber hinaus ist ebenfalls zu evaluieren, ob für diejenigen Abfälle, die den 

noch festzulegenden Kontaminationsgrenzwert unterschreiten und für die das 

Kreislaufwirtschaftsgesetz uneingeschränkt gelten soll, auch Sondereingriffs-

rechte geschaffen werden sollten.  

7. Schließlich bittet der Bundesrat die Bundesregierung, im Rahmen der aus-

stehenden Evaluation eindeutige Festlegungen, Verfahrenslösungen sowie Ent-

sorgungsmöglichkeiten für die Abfälle zu schaffen, die zu hoch kontaminiert 

sind, um sie mit weiteren Schutzmaßnahmen in konventionellen Entsorgungsein-

richtungen behandeln oder entsorgen zu können. Aus Sicht des Bundesrates wür-

de somit auch die wünschenswerte, klare Abgrenzung zum konventionellen Ab-

fallrecht und seinen Zuständigkeiten gezogen.  

8. Die geforderten Ergänzungen, Klarstellungen und Verfahrenslösungen sind nach 

Auffassung des Bundesrates zwingend, um die gewünschte Vollzugsfähigkeit der 

Notfallpläne im Bereich des Abfallrechts sicherzustellen. Er erwartet daher, dass 

die Evaluierung im Sinne eines Monitorings erfolgt, also begleitend zu den Ar-

beiten an den Notfallplänen. Dabei sind die Experten aller betroffenen Fachbe-

reiche der Länder einzubinden und eine zeitnahe Beseitigung der Regelungs-

lücken durch eine Änderung des Strahlenschutzgesetzes bzw. der anderen Fach-

gesetze anzustreben. 


